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Einstellung des integrierten Entwicklungsvorhabens Bondoc/Philippinen 


A. Problem 

Auf der Halbinsel Bondoc/Philippinen seien im Rahmen der finan- 
ziellen Zusammenarbeit 25 Mio. DM für ein integriertes Entwick- 
lungsvorhaben mit einer Straßenbaukomponente von 21 Mio. DM 
vorgesehen. Zweck des Projektes sei laut Bundesregierung die 
Armutsbekämpfung. Das Projekt sei in der phüippinischen Öffent- 
lichkeit jedoch heftig umstritten, da das Projektgebiet als eine Bür- 
gerkriegszone gelte und eine zunehmende Müitarisierung zu ver- 
zeichnen sei. Der armen Bevölkerung käme das Projekt nicht zu- 
gute. Außerdem seien in der Bevölkerung verankerte Nichtregie- 
rungsorganisationen bei der Planungsphase nicht oder nur unzu- 
reichend beteiligt worden. Zahlreiche Entwicklungshüf einstitutio- 
nen hätten ihre ablehnende Haltung gegenüber dem bundesdeut- 
schen Projekt bekräftigt. 


B. Lösung 

Aufforderung an die Bundesregierung, mit sofortiger Wirkung 
sämtliche Auszahlungen aus dem Bundeshaushalt für das inte- 
grierte Entwicklungsvorhaben Bondoc/Phüippinen zu stoppen. 

Mit Mehrheit im Ausschuß abgelehnt. 
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C. Alternativen 

Annahme des Antrags auf Drucksache 11/6199 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag des Abgeordneten Volmer und der Fraktion 
DIE GRÜNEN — Drucksache 11/6199 — wird abgelehnt. 

Bonn, den 22. Juni 1990 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Holtz Höffkes Schanz Volmer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Höffkes, Schanz, Volmer 


I. 

Der Deutsche Bundestag überwies in seiner 197. Sit- 
zung am 15. Februar 1990 den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN „Einstellung des integrierten Entwdck- 
lungsvorhabens Bondoc/Phüippinen" (Drucksache 
11/6199 vom 4. Januar 1990) zur federführenden Be- 
ratung an den Ausschuß für wirtschafthche Zusam- 
menarbeit. 

In der 72. Sitzung des Ausschusses für wirtschafthche 
Zusammenarbeit am 30, Mai 1990 wurde der Antrag 
mit den Stimmen der Koahtionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN ab gelehnt. 


IL 

Der Antrag wird mit dem von der Bundesregierung 
erklärten Projektziel der Armutsbekämpfung begrün- 
det. Der FZ-Rahmen von 25 Mio. DM sehe jedoch 
allein 21 Mio. DM für Straßenbauvorhaben in dem als 
Bürgerkriegszone geltenden Gebiet vor. Erklärterma- 
ßen erwarte die phihppinische Regierung mihtärische 
Erfolge von der Fertigstellung der Straßen durch die 
Erschheßung des Gebiets. Offensichtiich wegen der 
großen Widerstände der phüippinischen Öffenthch- 
keit im Projektgebiet habe die bundesdeutsche Seite 
entschieden, zunächst mit dem ländhchen Regional- 
entwicklungsprogramm zu beginnen. Der Straßenbau 
bhebe aber eigenthches Projektziel. 

Heftig kritisiert werde auch der Ausbau der Dorf Stra- 
ßen, durch den eine zusätzhche Einnahmequelle der 
Bauern durch den schwierigen Transport ihrer Pro- 
dukte in die Dörfer wegfalle. Die zunehmende Müita- 


risierung und Menschenrechtsverletzungen stünden 
ebenfalls in engem Zusammenhang mit der infra- 
strukturellen Erschheßung des Bondoc-Gebietes. 

Außerdem seien an der Projektplanung statt der be- 
troffenen Zielgruppe in der Bevölkerung nicht veran- 
kerte Nichtregierungsorganisationen sowie Vertreter 
der Großgrundbesitzer und Lokalpohtiker als Partner 
beteihgt worden. 

In der Beratung des Ausschusses für wirtschafthche 
Zusammenarbeit wurde von Regierungsseite festge- 
stellt, daß das Projekt äußerst schwierig sei. Die Frak- 
tion der SPD unterstützte den Antrag. Bei fehlender 
Landreform sei das Projektziel Armutsbekämpfung 
nicht sichergesteUt. Die Korruptionsgefahr sei zu be- 
achten sowie die Gefahr für Leib und Leben der das 
Projekt durchführenden deutschen Experten. 

Die Koahtionsfraktionen lehnten den Antrag mit der 
Begründung ab, daß die umstrittene Straßenbaukom- 
ponente bereits auf gegeben sei und das ländhche Re- 
gionalentwicklungsprogramm der armen Bevölke- 
rung zugute käme. 

Die Bundesregierung erklärte, daß Voraussetzung des 
Projektes die Durchführung einer Landreform sei. Die 
„Gesehschaft für Technische Zusammenarbeit" 
(GTZ) habe einen Experten zur Verifizierung des Pro- 
jektziels Armutsbekämpfung nach Bondoc entsandt. 
Anschheßend kam es bei einer Enthaltung zu einer 
einstimmigen Annahme des Vorschlages der Fraktion 
der SPD die Bundesregierung aufzufordern, in die 
Durchführung des Projektes erst dann einzutreten, 
wenn nach dem Bericht der „Gesehschaft für Techni- 
sche Zusammenarbeit" (GTZ) dem Ausschuß für wirt- 
schafthche Zusammenarbeit über die tatsächhche Ar- 
mutsbekämpfung in Bondoc berichtet worden ist. 


Bonn, den 22. Juni 1990 


Höffkes Schanz Volmer 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon 02 28/36 35 51, Telefax 02 28/36 12 75 

ISSN 0722-8333 


